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Der Schultz des Rechtes au{i relig OSe  S allein gerechten Rıchter Am welfesten 81n die frühere

südbadısche Verfassung, die sich ausdrücklich den
Erziehung der Jugend Grundsätzen des christlichen Sıttengesetzes bekannte

In Ne Zeit. der Staat un Gesellschatt ihrer Die Grundeinstellung der Verfassung ZUXK Relıgion wird
VOT allem bei der Bestimmung des Bildungs- un Er-

Gesamtpragung den Charakter weltanschaulicher ber- ziehungszieles sichtbar. Im Grundgesetz ı1ST Art 120 der
ELINSTUUMMUNG und relig1öser Geschlossenheit verloren Weimarer Verfassung, der die Erziehung der Jugend ZUr
haben und sich ı Erziehungsbereich relıgıöser Indifie- Jeiblichen, seelıschen un gesellschaftlichen Ertüchtigungbreitmacht, steht für uns die rage nach dem aussprach un der Ya des Jugendwohlfahrtsgesetzesecht auf relıg1öse Erziehung der Jugend un: seiner VO 1927 wieder erscheint NUuUr noch Zusam- f
Sıcherung POS1ULVCN echt Vordergrund des Inter- menhang MI dem echt des unehelichen Kindes Art

Die pannungen Schulbereich einzelnen ILan DS sichtbar wonach diesem die gleichen Bedingungenern der Bundesrepublik siınd NUur C1I el der Schwie- für eibliche un seelische Erziıehung un Stel-
rigkeiten, die allgemeın ı Bereiche der Gesetzgebung, lung der Gesellschaft schaften sind WI1IC den ehe-
Rechtsprechung und Verwaltung bestehen. Die Gespalten- lichen Kıiındern.
heit der Menschen, ihr bewußter oder unbewußter Man- Demgegenüber stellen die WEST- und süddeutschen Ver-
gel] gegeNSCILLSCM Verstehen gerade den tiefsten fassungen die Erziehung ZUur Ehrfurcht VOrLr Gott die
Fragen der Erziehung, der Stellung des Einzelnen ZUL Spiıtze der Erziehungs- un Bildungsaufgaben (u Art
Relıgion un der Anerkennung un Siıcherung der eli- 131 bayr erf Art erf Nordrhein-VWestfalen,
Z102 Staat und Gesellschaft gefährden CINEG Erziehung Art 3723 ert Rheinland-Pfalz) un geben damıit NenNn
des Kindes der alle auf das ınd einwirkenden Er- verpflichtenden Erziehungsgrundsatz nıcht Nnu  an für den
ziehungsiaktoren harmonisch aufeinander abgestimmt Schulbereich, sondern auch ür die Gesetzgebung, echt-
Ziel un: Methode geordnet un! VO relıg1ösen Grund- sprechung - un Verwaltung einschliefßlich der Jugend-In dem Augenblick dem der fürsorge Diese religz1öse Grundlegung der Erziehung Cr-
Staat seinem Einflußbereich die Erziehung bekenntnis- un überhöhrt die $ 1 des Jugendwohlfahrts-trei gestalten sucht wırd die Verwirklichung Z Ziel leibliche, seelische un: gesell-sprünglicher Erziehungsaufgaben der gottgewollten Er- chaftliche Ertüchtigung.ziehungsträger (Familie, Kirche, Staat) der notwendi- Das verfassungsmäfßßige Erziehungsziel konkretisieren die
gCHh natürlichen Einheitlichkeit problematisch un: drängt öffentliche un prıivate Rechtsordnung den Beziehun-

Bereich der gesellschaftlichen Ordnung SC- ZCH der verschiedenen Erziehungsträger untereinander
setzlichen Festlegung der Einflußbereiche, deren Grenzen un ihrem Verhältnis ZUmM anspruchsberechtigtenWiderstreit der politischen Machtgruppen den Kınde
zelnen Ländern varlıeren

Der Anspruch des Kındes auf religiöse ErziehungIn der Regel legt die Gesellschaft der Staatsverfassungz
iıhr grundsätzliches Verhältnis ZU natürlichen Bereich Neben der verfassungsrechtlich besonders geschützten Re-
der Religion fest Dıie gewählte Lösung Sagt_ Aaus, ob die lig10nS- un Gewissensfreiheit, die jedem Staatsbürger
Gesellschaft des Glaubens 1STt ihre Organisationsform, der den Weg Z relig1ösen Entscheidung und Betätigung
Staat ruhe sich oder aber, ob S$1e ıhr Fundament außer öfftnet (Art GG), sınd Art un VOoO  3 Bedeutung
sıch selbst sieht. Im letzteren Fall 1STt das Relig1öse ML Nach Art 1STt die Würde des Menschen als unantastbar
eingebaut 1 die Struktur des Staates, CS wird ZUu be- gveschützt, Art sichert das Recht auf freie Entfaltung der
herrschenden Motiv, e5s 1ST MI der staatlichen Ordnung Persönlichkeit hne relıg1öse Erziehung 1ST die volle
noch wesensmäfßig verbunden. Im _S Fall steht das Entfaltung der Persönlichkeit icht möglich Schon VO:

Religiöse außerhalb der gesellschaftlichen Interessen un öffentlichen echt her hat damıit jede staatliche Erzıe-
genießt ı besten Fall B1 Mindestmafß Schutz un hungsmaßnahme gegenüber dem Kınde auf dem durch
Sıcherung. den Wıillen der Eltern festgelegten Bekenntnis des Kindes %

Saufzubauen Der Staat ordert VO  e} jedem Einzelnen
Die Religion den deutschen Länderverfassungen Treue und Ergebenheit, der Einzelne ann VO: Staat das

gleiche verlangen zumal auf dem für ıhn wesentlichstenDie Verfassungen der deutschen Länder sind ihrer
Grundeinstellung schwankend un weichen voneinander Gebiete SCHIGCH Beziehung Gott Dem Kınde M
aAb Bremen un Hessen anerkennen dıe Glaubensfreiheit über annn sıch die Verpflichtung des Staates nıcht

bloßen Dulden oder Nichtniederdrücken erschöp-und siıchern die relig1öse un: weltanschauliche Betäti1- Ngungsfreiheit Dem Buchstaben nach gilt dies auch ı fen, muß Posıtives hinzukommen, VOTr allem
der DD  z Im übrigen verhalten sich diese Verfassungen dann wenn der Staat Stelle der Eltern bei deren

schuldhaftem Versagen den Erziehungsbereich ein-der Religion gegenüber indifterent und folgen damıt der
Weıimarer Verfassung. Das Grundgesetz der Bundes- greift Die Grundrechtsartikel der Verfassung sind
republik Jegt eın Bekenntnis Gott 1b Dıie Verfassun- den Staat gerichtete Persönlichkeitsrechte, un ZW aar _-

mittelbar geltendes echtgCnh der Länder Bayern, Nordrhein-VWestfalen, Rhein-
and-Ptalz sehen das gesellschaftliche un: staatliche Ge- Der naturgegebene Erziehungsanspruch des Kindes
rüge der Gebundenheit Gott. Dıie Verfassung des die ursprünglichen Lebensbereich mi1t iıhm Verbunde-
früheren Landes Württemberg-Hohenzollern sprach VO) NCN, die Eltern, steht Vordergrund Das bürgerliche
Gehorsam Gott un Vertrauen auf Gott, dem Recht spricht nıcht ausdrücklich von 1i1nNnem Erziehungs-
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danspruch ge die Eltern. Er 1St aber begrifflich ı der der Einheit, aus der Alltagsnähe des relıg1ösen Se1ins 1St

ZU  $ sittlichen Norm erhobenen Pflicht der Eltern eNt- wesentlich, daß VO  3 gesicherten Erziehung nıcht
halten, allerdings INIL der Besonderheit daß nıcht die ede sScCcINn kann, SIC fehlt Sıe War den SC-
klagbar un der Person der Eltern erzwingbar 1STt In gebenen Umständen dem Kınde ehesten 1 der Ge-
schwerer Verantwortung VOor Gott haben damit die El- meınschaft MItTt der dem yleichen Bekenntnis angehören-
tern die relıgz1öse Erziehung ıhres Kındes der and den Mutter erhalten
($ RelKG 15 die SIC nıcht Dritten ohne
schwerwiegende Gründe überlassen können Es 1ST ohl Religziöse Erziehung un Elternrecht
- &AUB] sprechendes Zeichen C1NCGTr liberalen Riechtsentwick- Das echt ZUT: religiösen Erziehung des Kıiındes 1STlung, daß das Gesetz Hinblick auf die familienrecht- nächst das echt der Eltern Das ergıibt sıch AZUuSs demiıche Besonderheit des Verhältnisses zwıschen ınd un türlıchen Geborgensein des Kındes der Famiılıie DasEltern die Verpflichtung ur persönlichen Erziehungs- ınd 1ST die Liebe der Eltern hineingestellt, 1SEJeistung nıcht stärker herausstellt sondern weitgehend ıhnen VO Schöpfer anveriraut In der Anerkennung desden Eltern überläßt ob S1C die Erziehung die and Vorranges der Eltern ($ I JWG Art Absnehmen wollen oder nıcht Ersatzerziehung durch Drıitte AÄArt DDR-Verf.) 1STt die Reihenfolge der erzieheri-
1ST aber icht vollgültige Erfüllung höchst PCISON- schen Gestaltungskräfte nach Madfsgabe des Subsidiari-lichen Verpflichtung, der der personengebundene An- CatsprınNZ1ps bestimmt die sıch VO  3 der kleinsten (Gemein-spruch des Kindes gyegenübersteht Die Auswirkungen schaft Z srößeren hın aufbaut Der Grundsatz der Sub-
SPUrCch WITr VOTLT allem heute Müuütter ohne zwingende sidiarıtät bedeutet durchaus keine Verkennung der uUur-Gründe ihre Kınder, yleich welchen Alters, Dritten ZUr sprünglıchen Rechte der Gemeinschaften KirchePflege un Erziehung überlassen besonders bedenklich un Gesellschaft Denn sowohl kıirchlichen W1C auchHinblick auf die religiöse Erziehung, be] der erst das gesellschaftlichen Raum x1ibt CS Aufgaben die VO  ; derlebendige Beispiel der Eltern der religiösen Atmo- CHNSCICN Gemeinschaft naturgemäafß nıcht bewältigensphäre der Famıilıengemeinschaft den Grundstock relig1Öö- un ihrem W esen nach den Gemeinschaften
sen Denkens un Lebens Jegt gerichtet sind

Das Prinzıp der Stufenfolge 1St insotern VO  3 hervor-Dize religiöse Erziehung des Kindes nach Scheidung ragender Bedeutung, als das PrTrimare Erziehungsrecht derder Ehe Eltern auch annn un vornehmlich annn ZUT Wirkung
Mıt dem Scheidungsbegehren geben dıe Eltern den Beweıs kommen muß Wenn das ınd den Schulbereich
iıhres Versagens der Erfüllung ihrer SCMECINSAMECN Der Staat verlangt die Anerkennung der Schule als
Erziehungspflicht gegenüber dem Kınde Es 1ST C1iCN CIrN- obligatorischen Erziehungsinstitutes Erziehung
sStes Anliegen den staatlıchen Gesetzgeber, be1 der kann 11Ur umfassend SC1IMN un mMU: ZU Kern vorstoßen,
Aussicht gestellten Neugestaltung des Scheidungsrechtes auf der (sott Mensch Beziehung aufbauen So mu{fß
die unabdingbare Verpflichtung der Eltern ZUT CIMNCIN- die Schulumwelt des Kindes C1NE religiöse SCIN, und WAar

GiIHG6 solche die dem VO  Z den Eltern bestimmten Bekennt-Erzıehung iıhrer Kınder als Cin wesentliches Mo-
mMent tür die Einschränkung der Scheidungsgründe 111S des Kiındes entspricht Diese Auffassung steht nıcht
(Gesetz stärker herauszustellen Selbst nach dem SC1IT dem Wiıderspruch MI Art der das Schulwesen

die Aufsicht des Staates stellt Wenn den deutschen1952 Rufßland un den Ostblockstaaten
geltenden Eherecht 1ST die Scheidunge? Ehe grund- Ländern die starken pannungen der Schulfrage ENT-
sätzlıch ausgeschlossen, WEn SCINCINSAME eheliche Kiınder stehen konnten liegt der Hauptgrund der unglück-
vorhanden sind! lichen Gestaltung? der Art und Das yleiche gilt
Wenn AUS schwerwiegenden Gründen die Scheidung der für die meılsten Länderverfassungen Es hätte hier klar-
Ehe ausgesprochen wıird sollte die vornehmste Aut- vestellt werden INUSSCNH, daß auch für den Schulbereich der
gabe des Staates SsSCIN alles LUN, dem ERSPET Elternwille beachtlich 1ST Der Verfassungsentwurf der
Lıinıe gefährdeten Kiınde die bestmöglichen Bedingungen Regierungsparteien des CU:Landes Baden Wiürttemberg
für sıttliıch relı21öse Entwicklung sichern Dıieser enthält S für christliche Eltern untragbare Einschrän-
selbstverständlichen Verpflichtung wird das Gericht kung ihres Einflusses 1 Schulbereich WI1C tolgende Fas-
nıcht gerecht, das Elternstreit Eheg.) das Er- Sung des Art 15 ZCIZT 285 Die öftentlichen Volksschulen
zıiehungsrecht ber die katholisch gyetaufte un: bislang ka- sind christliche Gemeinschaftsschulen Ergeben sıch be1 der
tholiısch 12)jährige Tochter demnmichtkatholischen Auslegung des christlichen Charakters der Volksschulen

Zweıifelsfragen, liegt unbeschadet der Rechte der Re-Vater zuspricht, obwohl keine Anhaltspunkte dafür SCDC-
ben sind, dafß die katholische Mutter ZUr Erziehung des Kın- ligionsgemeinschaften der Erteilung unBeaufsichtigung
des ıcht SC1 (Beschluß des Bayr 5L VO des Religionsunterrichtes die Klärung un: Entscheidung

be1 den staatlichen Stellen Das den früheren Verfas-29 1951 vg] Herder Korrespondenz
Jhg., 250) Mıt Befremden erfüllt dabej die est- SUNSCH VO Württemberg-Baden, Württemberg-Hohen-

stellung, da{fß die Glaubenssätze un lehren katho- zollern un Süudbaden anerkannte Elternrecht 1MMMtt der
lischen Bekenntnisses dem Kıinde durch die relig1Ööse Er- Entwurf überhaupt nıcht mehr aut. Demgegenüber tor-
zıehung der Schule vermiıttelt würden un: die ber- dert die CDU-Fraktion der Verfassunggebenden Landes-
tLragung des Sorgerechts auf den andersgläubigen Vater versammlung folgende Fassung (Art CDU-Entwurf)

lange nıcht bedenklich sCcC1inNn könne solange nicht der A Die öffentlichen Schulen die der allzemeinen Bil-
dung dienen sind christliche Schulen (Z) Das natürlicheVater WE dem Kindeswohl abträglichen schroffen

Wechse] des relıg1ösen Bekenntnisses des Kindes eabsich- Recht der Eltern dıe Erziehung un Bildung ıhrer Kın-
HSC oder durch Erziehung rel1291öser Hınsıiıcht das der bestimmen IST mafsgebend für die Gestaltung des

Erziehungs- un Schulwesens Das Nähere regelt CINınd seelischen Zwiespalt bringe Das Leben AaUuUS
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Schulgesetz In der richtigen Erkenntnis, dafß es MI Soweıt die kirchlichen Vereinigungen über ausreichende
der Bekenntnisschule allein nıcht 1St ordern dı Kräfte und Einrichtungen verfügen - Jahre 1951
christlichen Parteien die konfessionelle Lehrerbildung, hatten die katholischen Vereinigungen Bereiche der
die den Erzieher sichert, der, gleichen Bekenntnis W1C Gesundheits- un Erziehungsfürsorge (geschlossene Für-
das ind den Unterricht aut welt- sorge) 2548 Eiınrichtungen mM1 247 070 Betten der
anschaulich eindeutigen Grundform aufbauen ann halboffenen Fürsorge (Kındergärten, Kinderhorte, Kın-

derkrippen) wurden 4980 Einrichtungen 366 600 Kın-
Dıie Kırchen als Anwalt der religiösen Erziehung der betreut sınd S1C VO  e} der behördlichen Jugend-der Jugend fürsorge heranzuziehen, WENnNn sıch Angehörige

der betreffenden Religionsgemeinschaft handelt un derIn eıit der bedenklichen Konzentration der Le-
bensbeziehungen der Einzelperson auf den Staat hin sind Erziehungsberechtigte dıie Tätigkeit ıcht ablehnt. SO-
die Kiırchen unı ihre Instiıtutionen Erziehungs- un: lange der Sorgeberechtigte sıch un das Kınd erkennbar
Wohlfahrtsbereich Hüter der natürlıchen Rechte un relig1ösen Bekenntnis zurechnet, annn auch allge-
sichern vornehmlich die relig1öse Erziehung ihrer Glieder INne1nN Nne Zustimmung dazu ANSCHOMMECN werden, da die
Aut Grund der überstaatlichen un innerstaatliıchen relıg1öse Vereinigung die Betreuung mıiıt eingeschaltet

wird. Ofrt sichert S1IC GESTE die relız1öse Erziehung des Kın-Rechtsgarantien (Art Reichskonkordat 20 1933
Preuß Konkordat 14 1929 Bayr Konkordat des, zumal dann, wenn natürlıche Erziehungsberechtigte

29 19724 Bad Konkordat v LO 1932 Kirchen- auf eIit oder Dauer ausfallen.
MITt den Evangelısch Protestantischen Landes- Die Auswahl der Pflegestellenkirchen Art un: der entsprechenden Bestimmungen

der Länderverfassungen) 1ST den anerkannten Religions- Erfahrungen der eıt lassen erkennen, dafß die
gemeinschaften das Betätigungsrecht zugesichert Unterbringung Von Kındern Pflege Dritter
die ult- Lehr- un Seelsorgetätigkeit 1ST für den Bereich Gefährdung der relıg1ösen Erziehung des Kındes führen
der relıg1ösen Bildungs- und Erziehungsarbeit ann WEn die Unterbringung bekenntnis-
der Religionsgemeinschaften unmittelbar geltendes ALt- gleichen Pflegestelle unterbleibt Schuld dieser Gefähr-
ıches echt dung einmal das Versagen der für die Unter-
Damıt 1ST aber C1H entscheidender Gesichtspunkt klar- bringung Verantwortlichen, ZzU anderen die unzuläng-
gestellt: nıcht der weltanschaulich uneinheitliche Staat, lichen gesetzlichen Bestimmungen oder die Nıchtbeach-

Lung bestehender Vorschriften durch amtlıche Stellensondern die Kırchen Jegen für ihre Mitglieder test, W 4s

religiöser Erziehung und Bildung verstehen 1STt Die Auswahl der Pflegestelle trıfit der Sorgeberechtigte
un welchen Formen S1C vermittelt wırd Dieses echt unı ıcht das Jugendamt auf Grund der ihm ach
derKirchen hat der Staat Jange hinzunehmen, alsnıcht all- SS 19—31 R]IWG zustehenden Pflegekinderaufsicht Dıie
SECEMEIN gültige Rechtsgrundsätze des staatlichen Zusam- Sorgeberechtigten (Eltern uneheliche Mütter) siınd für
menlebens gefährdet werden Es ISTt VOTL allem Schul- die bekenntnisgleiche Unterbringung des Kındes veranct-
bereich anzuerkennen, dem die Kirchen neben dem wortlich Uun: können SIC gegenüber dem Jugendamt auch

durchsetzen Soweılt Eltern un uneheliche Mültter dieBestiımmungsrecht der Eltern ein eigenständiges relig1öses
Erziehungsrecht geltend machen bekenntnisgleiche Unterbringung ablehnen, kann S1e das

Jugendamt durch Versagung der PflegestellenerlaubnisDas Mitwirkungsrecht der birchlichen Wohlfahrtspflege auch nıcht CErZW1INSCNH Es liegt 1e] daran die Grenzen
der Jugendfürsorge zwıschen behördlicher Pflegekinderaufsicht un dem PI1-

Es 1SLE en Zutfall daß die WeSst un suüuddeutschen Länder- vatrechtlichen Erziehungsrecht wahren, der Gefahr
vorzubeugen dafß das Jugendamt siıch Erziehungsrechteverftassungen Z größten eıl die kirchliche Miıtwirkung

der Jugendfürsorge verfassungsrechtlich gewährleisten anmaßr die iıhm nıcht zustehen Diese Befürchtung 1S5T NULr

(u Art 276 erf Rheinland Pfalz Art ert ord- berechtigt WCNN WI1IL hören daß Bestrebungen be-
stehen, das Jugendamt Erzıehungsinstitutionrhein VWestfalen) In iıhnen 1ST die Liebestätigkeit

We1ltesten Sinne des Begriffes, WIC S1IC vornehmlich der auszubauen (Entschließung der zweıten Bundestagung
Wohlfahrtspflege ZUMmM Ausdruck kommt als echte kirch- des deutschen Berufsverbandes der Sozialarbeiterinnen
liıche Angelegenheit anerkannt Die Verfassung VO:  3 ord- Maı Das Jugendamt kann nıcht unmıiıttelbar 1C6-

herische Funktionen ausüben, weiıl CS C1NC bekenntnisfreierhein Westfalen betont dazu noch das Mitwirkungsrecht
der Kirchen Bereiche der Familienpdlege, die nach dem staatlıche Institution 1STE deren Aufgabe NUur darın bestehen
W ıllen des Gesetzgebers die besondere Förderung durch kann, dem erziehungs- und hilfsbedürftigen ind der
den Staat haben oll dem Bekenntnis des Kindes entsprechenden Erziehung

verhelfenIm Grundgesetz der Jugendfürsorge sind einzelnen
Umfang und orm der kirchlichen Mitarbeit vornehm- Die religiöse Erziehung der oll- Un Halbwaiseniıch der anerkannten Spitzenverbände der kırchlichen
Wohlfahrtspflege, anerkannt ($$ Abs [ 60 Der letzte Krieg hat 250 000 Kindern die Eltern IN-
WG); hinzu kommt die Mıtwirkung der Jugend- INCI, 250000 Kınder haben den Vater verloren ıcht

gerechnet die Kinder, deren Vater un Mutter noch VOI-verichtshilfe un: der freien Jugendhilfe Ihr Wıirkfeld
1S% vornehmlich dort die Hılte VO  3 Mensch mifßt sind Es an NUur Nsere vornehmste Pflicht SC1N,
Mensch geht Gerade ljler sıch die Stärke alles Cun, damit diesen Kindern ıcht 1Ur das mate-
außerhalb des bürokratischen Bereichs erwachsenden rielle sondern VOTL allem das Erbe der VerSIOLr-

benen oder vermißten Eltern erhalten wıird Wır habenHiılfe Die Weltanschaulichkeit ermöglicht GRHSE C1M tiefe-
ICS Erfassen der Persönlichkeit, die Hılfe INMNI1T nach- diesen Kındern die Entwicklungsbedingungen einschlief(ß-
haltıger VWırkung gestalten lıch der sittliıch relig1ösen Biıldung un Erziehung
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achst einmal handelt €5 sıch die Auswahl des Vor- Christliche Eltern und kirchliche Vereinigungen dermundes. Er sollte das Bekenntnis des Kindes teilen. Be1 Jugend- un Familienfürsorge_ sehen INIT Besorgnis dieden Vollwaisen hat dieser Satz uneingeschränkt Berech-
] nl bei den Halbwaisen würde Ne Beachtung Nur Bestrebungen, über den Wıllen der Erziehungsberechtig-

ECH hinweg Ausnutzung finanzieller Machtpost1-
Aa  Th«  -” Nutzen des Kıiındes se1N. Nach dem Gesetz 1ST der

Wille der Eltern für die Reihenfolge der ZARE Vormund- LLOoONen Kınder relig1ös indiferenten Heım- un
Anstaltsfürsorge zuzuführen.schaft Berutenen maßgeblich ($ 1776 BGB) Ist CIn solcher
Die Fürsorgerechtsvereinbarung \ 7an 1949, Zı Jegtnicht erkennbar, trift das Vormundschaftsgericht die

uswahl die auf das relig1öse Bekenntnis des Mündels den Landesfürsorgeverbänden die Verpflichtung auf für
den notwendigen Lebensbedarf anstaltspflege- und hilfs-ücksicht nehmen hat $ 1779 Abs BGB) In den bedürftiger Geisteskranker Geistesschwacher Epilepti-e  D Fällen denen Cc1in ıcht konfessionsgleicher Vormund

estellt 1STt eLtw2 auf Grund Jetztwilliger Verfügung ker, Taubstummer, Blınder un Krüppel gee1gNeELEN
Anstalten SOrSCNH. Nach WIC VOor gilt für den Bereichoder bei den kraft Gesetzes Berutenen kann das (Ge-

riıcht dem Vormund die relıg1öse Erziehung entziehen, staatlicher Fürsorge der Erlaß des Landes Preußen
WeEeNN das Kındesinteresse erfordert, un: Nnecn Pfleger VO Jahre 1929 ZU Ausdruck gebrachte Grundsatz da{fß

Hilfsbedürftigkeit Person nıcht iıhre persönlichehierfür bestellen ($ 1801 BGB) iıne solche Lösung liegt
aber durchaus iıcht Sınne ganzheitlichen Er- Freiheit beschränkt und notwendige Anstaltsfürsorge

ıcht das Aufenthaltsbestimmungsrecht der Erziehungs-ziehung, die die Vereinigung der Erziehung berechtigten beseltigt. Somıit können katholische Elternand verlangt. Hıer kann ı Interesse des Kindes LLUL

die Bestellung konfessionsgleichen Vormundes das die Unterbringung ıhrer Kınder katholischen Anstal-
Au  A Ziel sC1NMH. ten verlangen, S1C können S1C dann verlangen wenn

CIM solche Unterbringung MITt erhöhten Kosten verbun-1ne srößere orge ISTt die konfessionsgleiche Unter-
a  E bringung des Mündels. War verbietet Abs RelKG den Warc, W 1e das rühere Bundesamt für Heimatwesen

eEiINCer Entscheidung Aaus dem Jahre 1934 bestätigt.V, 15 1921 dem Vormund un Pfleger die Änderung
des relız1ösen Bekenntnisses. Diese Sıcherung deshalb Trotzdem sertzen siıch Landesfürsorgeverbände über ıhre
unzulänglıch weıl sie ıcht die selbstverständliche Ver- elementare Verpdflichtung, das ınd der Heilbehandlung

ner katholischen Anstalt zuzuführen, hinweg. Dazupflichtung des Vormundes einschließt, das ind
Pflegestelle gleichen Bekenntnisses unterzubringen An- kommt, daß bei den geNaNNteEN Personengruppen 1ı

yJeichzeitig Belange der Erziehungsfürsorge beachtenStrengungen der kirchlichen Vereinigungen, diese NOT-
falls Zuhilfenahme des Gerichtes CIZWINSCH, siınd un schon deshalb die konfessionsgleiche Unter-

WEn  JAn verlaufen nıcht erfolgreich Der Grund 1ST der da{ß bringung Interesse des Kindes liegt
Gerichte noch iıcht die Erziehung be- Notwendig 1St C1H VWort ZUuUr Sıtuation der Erholungs-
kenntnisgleichen Pflegefamilie oder Anstalt ihrer ent- fürsorge. In der Regel hat der Sorgeberechtigte die Ent-
scheidenden Bedeutung erkennen wollen So hat das scheidung, obhb das ınd Erholung kommt oder nıcht

yleichgültig, ob C die Miıttel aufbringt oder die öftent-Kammergericht Berlın) entschieden, dafß die relıg1öse
Erziehung des Mündels iıcht die Unterbringung iıche and Zuschüsse eistet der den Aufenthalt ganz
Familie yleichen Bekenntnisses oder ı Heım gle1- Auch bei bıs sechswöchigem Erholungsaufent-
cher Konfessionszugehörigkeit erfordere, vielmehr die halt 1ST CS entscheidend wichtig, da{ß siıch die Unter-

relig1iöse Erziehung sıch ] der Erteilung VO]  3 Religi0ns- bringung des Kindes der ıhm zusagenden relıg1ösen
unterricht MItt Einschluß des Konfirmations- bzw. Beicht- Atmosphäre vollzieht weıl Eerst dann alle die Gesundung
un Kommunionunterrichts erschöpfe un: die Unter- des Kindes $tördernden Faktoren harmoniısch aufeinander

bringung ı Famiılie gleichen Bekenntnisses nıcht ı abgestimmt sind So 1ST gerechtfertigt, daß der Er-
den Rahmen dessen falle, WwAas nach dem Gesetz der ziehungsberechtigte entscheidet ob das Kınd eın kon-

A religiösen Erziehung verstehen SCI. fessionelles oder relig1Öös neutrales Heım verschickt wiıird
Noch bedenklicher siınd Entscheidungen VO  o} Gerichten Die Praxıs aber eın anderes Bild In der Erzdiözese

öln siınd 1111 vCer  NSCHCH Jahre ELW zwölf Prozent der: dem OLG Hamm die bei Kindesadoptionen der
rage der Konfessionsgleichheit zwischen ınd un verschickten Kinder konfessionsgleiches Heım AC-
Adoptiveltern 1ine bedeutsame aber keine ausschlag- kommen. Kommunen, Versicherungsträger, Bundesbahn
gebende Bedeutung beimessen. Wırd das ind VO  o} den 15 M A, gehen 1 mehr dazu über, EISCNC Heıme ohne
natürlichen Erziehungsberechtigten icht dem gleichen Rücksicht auf die sSeIL Jahrzehnten bewährten un IMNECISTE

an >  * Bekenntnis angehörenden Aéogtiyeltern anvertraut, VOTr dem Beginn der öffentlichen Erholungsfürsorge CI-

haben S16 Hinblick auf iıhr eigenständiges Entschei- rıchteten Einrichtungen der freien kirchlichen Wohlfahrts-
dungsrecht die volle Verantwortung tür einen solchen pflege autf reli21Öös neutralen Ebene einzurichten.

r  A Weıl viele Eltern von diesen Einrichtungen abhängigSchritt gegenüber dem ind undsCiINeEM Schöpfer;
Vormund annn 1Ne derart weittragende Ermessens- sind wird damıit die Unterbringung der Kinder inter-

entscheidung nıcht zugestanden werden, vielmehr 1ST konfessionellen Heımen VO'  e außen her zwangsläufig be-
fordern,; die bekenntnisgleiche Adoption für den Vor- SEL MME Diese Entwicklung wirkt sıch etzten Endes ZU

mund obligatorisch machen. Nur ann der W ll  i Schaden der Kinder AusS, enn Leib und Seele bilden eine

Einheit, un iINd  - kann nıcht den Leib veErSOrgCNn un dieder Eltern gewahrt werden. Angebracht WAarfe Aaus den
gleichen Erwagungen C1MN Verbot, nach der Adoption die Seele vernachlässigen WeEeENN der Genesungs- und Er-
Religion des Kindes andern, W as den Adoptiveltern holungsaufenthalt wirklichen Erfolge führen

sollnach geltendem echt jederzeit erlaubt ı

d  CS  ü
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Es elt S1 Ak esen Praktike dur Aaus um be- Betreuung; diese 1ISTt aber noch nicht religiöse Erziehung
wufßte Maßnahmen Z Unterdrückung der konfessio0- Damıt oll ZESAYT SCIN, daß der Anspruch des Jugend- n  7nellen Einrichtungen So liegen Nachrichten ZUS neuestie lichen auf religiöse Erziehung un das entsprechende
eIt VOr Aaus denen hervorgeht daß staatliche Stellen echt der Eltern noch n1'  cht erf Ilt sind Beide mMUussen

versuchen, die konfessionelle Müttererholung nier- aber gerade jer Vordergrund stehen, weil allen
drücken. In Fall forderten die zuständigen ete- Fällen der ZWaANKSWCISCH Anstaltserziehung das Erzie-
renten Sozialminıisteriums VO  j der Leitung hungsrecht der Eltern ausgeschaltet bzw verdrängt 1ISt
katholischen ütterheimes die Abgabe des Versprechens, und der Staat die Verpflichtung übernommen hat die

das Heım NUr solche Mütter aufzunehmen, für dı Erziehung der Ofrm gewähren W 16 S16 dem Willen A  Rr
nicht Zuschüsse Aaus behördlichen Mıtteln Anspruch SC- der Eltern entspricht Hıer wird der Anspruch autf reli-
ENMN werden. Derartige Übergriffe stEimmen 2  Ö Erziehune den Staat WEeITL stärkeren
bedenklicher, als öffentliche Zuschüsse tür Erholungs- aße sichtbar als be1 der rage der Schulerziehung, bei ( A  v  Dn  A  SSkuren Aaus Steuermitteln werden, denen der das elterliche Erziehungsrecht noch mitwirkt.
der katholische Staatsbürger 1 gerechter Weise bete1- Sıcher können WI1!r Strafvollzug keine konfessionellen
lıgen ı1SE. Stratanstalten fordern; aber WI1Lr können verlangen, daß

die Erziehung entscheidend VO  e der religiösen Grund-Die religiöse Erziehung des Jugendlichen bei: Fürsorge- lage AUS bestimmt 1ST Uun: der Staat Geistliche un be-erziehung un Strafverbüßung kenntnismäßig gebundene Laıen als Lehrer un Erzieher
Dort, W: W 16 der Fürsorgeerziehung, Strafvollzug Wır sollten uns dafür einsetzen daß der
oder SONSTIgCN Fällen der Freiheitsbeschränkung, ur- Abs der Strafvollzugsordnung VO 1937 der Jahre
sprünglich amtliche Aufgaben erfüllen sind lıegt die 1944 beseitigt wurde, wieder Kraft ZESCTZT wird In
Verantwortung für die relig1öse Erziehung und Bildung ıhm hieß „Übe die Erziehung durch die Strafe hinaus
des Jugendlichen Rahmen der allgemeinen (Gesetze wird dem Gefangenen SOWEIL der Stratzweck
der and der staatlıchen UOrgane die Erziehung zuteil die der Erziehungsberechtigte der
In den Fällen der öffentlichen Erziehung ($ 1666 BGB Gefangenschaft WETE nıcht ausüben ann Von diesem

62 1ST die Unterbringung bekenntnis- Grundsatz AUS 1ST alle Erziehung gegenüber Minder-
gleichen Familie, Falle der Anstaltserziehung, SOWEITt jJährigen Fällen Von Freiheitsentziehung gestalten Ja  e

,möglich, Anstalt des Bekenntnisses des Zöglings
vollziehen. ber dem (Jesetz steht der yeligiös VeErantworLungSs-

Im Strafvollzug sind Vollzug des Art 78 des Reichs- bewußte Erzieher x
konkordates und Fortführung des Art 141 der We1- Gesetzliche Bestimmungen allein sichern iıcht die reli-Verfassung, der die Religionsgesellschaften Erziehung NSsSerer Jugend hinzu kommen 8Krankenhäusern, Strafanstalten oder SONSTISCH öftent- S S
lıchen Anstalten ZU!r Vornahme relig1öser Handlungen die Menschen, die AUS der Verantwortung VOTr Gott un

der Kraft ihrer Überzeugung dem erziehungsbedürftigenzuließ SOWEITL Cc1in Bedürfnis nach Gottesdienst un Seel- Menschen den Jebendigen Glauben vorleben nd  1 pCI- Üestand den einzelnen Ländern entsprechende
Bestimmungen CN. Dıie Formulierungen weıichen sönlıchen egegnen nahebringen. Darum sollten die

Bıtten der Vereine die Christen, sıch alsvoneinander ab einmal wırd die Seelsorge abhängig g-
machrt VO Bedürfnis, ein mehr objektiver Maßstab: Vormund Pfleger als Helfer für Schutzaufsichten ZUuUr

C1N andermal VO Wunsch un Verlangen der Insassen Verfügung stellen oder C elternloses ınd Pflege
oder ZuUuUr Adoption anzunehmen, S  SCHOMIMECN WwWer-also mehr VO!  3 ner subjektiven Haltung und Inıtiatiıve

der Betreuten. In EINISCH Verfassungen DEIGE das CISCNC den Vor allem gilt dieser Ruf den qcAristlichen Frauen,
cdie erster Lıinie dem liebebed ftigen Kinde utfier-Interesse des Staates der Seelsorge stärker hervor

(z Art. 20 erft Nordrhein-Westfalen) licher orge alles das vermitteln können, W a4as dem Kinde
Ile diese Bestimmungen sichern 1E ZSCWI1SSC relig1öse Ffehlt \  M

AAus der Okumenischen ewegung
wird sondern 1nN€ VO  } amerikaniıschen Freikirchen bevor-Ergebnisse der Weltkirchenkonierenz Formel: „ Jesus Christus als Herr un Heiland

VOo  > Lund I1 ber den Lehrkonsens heißt CI, alle nehmen die Heıilıge
Schrift entweder als CINZISC oder als PIIMAaIc GrundlageSchwankende Fundamente Lehrautorität Die eıisten anerkennen die

Das Kapıtel des Konferenzberichtes über die Kontinul- Ckumenischen Glaubenssymbole als ine Auslegung der
Tat un Diskontinuiltät der Kirche, dessen Anfang WIr biblischen VWahrheit “ Während „einıge” den frühen
etzten eft zusammenfaßten, enthält noch 1n Reıhe ökumenischen Konzıilien besondere Bedeutung beimessen,
VvVon Feststellungen, die 1er nachzutragen sind. Im Ab- meinen andere, hieße die Einheıit auf Mensch-
schnitt über „Einheıt un Verschiedenheit“ beobachten lıches gründen, wollte IMNan dazu die Glaubenssymbole
WIT, daß für den Glauben Jesus Christus iıcht die For- wählen. Andere wieder bevorzugen das „Innere Licht

des Glaubens un: die Führung des Heilıgen Geistesmel der „christologischen Basıs“ des „Weltrates der Kır-
chen“ (Jesus Christus als Gott un: Heıland) gewählt gegenüber „außerlichen Bekenntnissen

Ö


